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Bundes-Geſetzblatt 


Norddeutſchen Bundes. 
35. 


(Nr. 212.) Verordnung, betreffend die Einführung der in Preußen geltenden Vorſchriften 
über die Heranziehung der Militairperſonen zu Kommunalauflagen im 


ganzen Bundesgebiet. Vom 22. Dezember 1868. 


; Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 
i verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, auf Grund des Artikels 61, 
der Bundesverfaſſung, was folgt: 
5 Die in Preußen über die Heranziehung der aktiven und nicht aktiven 
Militairperſonen und der Hinterbliebenen derſelben, ſowie der aeg 
Einrichtungen und ähnlicher Anftalten zu den Kommunalauflagen geltenden Vor⸗ 
| fehriften, wie folche in der beigefügten Verordnung, betreffend die Serangiebumg 
4 va der Staatsdiener zu den Konmunalauflagen in den neu erworbenen Yandes- 
N theilen, vom 23. September 1867. (Geſetz-Samml für die Königlich Preußiſchen 
Staaten, Jahrgang 1867. S. 1648. ff.) enthalten ſind, werden im ganzen 
j Bundesgebiete, ſoweit fie in demſelben noch nicht Geltung haben, hiermit ein- 
7 geführt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes ⸗Inſiegel. 
| Gegeben Berlin, den 22. Dezember 1868. 


h (L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck ⸗Schönhauſen. 
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Ausgegeben zu Berlin den 31. Dezember 1868, 
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Verordnung, 


betreffend 


die Heranziehung der Staatsdiener zu den Rommunal- Auflagen 
in den neu erworbenen Landestheilen. 


Vom 23. September 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für die durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. 
mit Unſerer Monarchie vereinigten Landestheile, mit Ausnahme des Gemeinde⸗ 
gebietes der Stadt Frankfurt a. M., um die Staatsdiener in dieſen Landes⸗ 
theilen bezüglich ihrer Beitragspflicht zu den Kommunalbedürfniſſen den Staats⸗ 
dienern in der übrigen Monarchie nach Maaßgabe der Grundſätze des Geſetzes 
vom fol Juli 1822. gleichzuftellen, auf den Antrag Unferes Staatsminiſteriums, 
was folgt: 


$. 1. 


Von allen direkten Kommunalauflagen, ſowohl der einzelnen bürger- 
lichen Stadt⸗ und Landgemeinden, als der weiteren kommunalen Körperſchaflen 
(Amtsbezirke, Diſtriktsgemeinden, Armendiſtrikte, Wegeverbände u. ſ. w.) und 
Behr kreis-, fommunal- und provinzialſtändiſchen Verbände, find vollſtändig 
efreit: 


1) die ſervisberechtigten Militairperſonen des aktiven Dienſtſtandes, ſowohl 
hinſichtlich ihres dienſtlichen als ſonſtigen Einkommens, nur zu den auf 
den Grundbeſitz oder das ſtehende Gewerbe, oder auf das aus dieſen 
Quellen fließende Einkommen gelegten Kommunallaſten müſſen auch ſie 
ee: wenn fie in dem Kommunalbezirk Grundbeſitz haben oder ein 
ſtehendes Gewerbe betreiben. 

Militairärzte genießen rückſichtlich ihres Einkommens aus einer 
Civilpraxis die Befreiung nicht; 


2) die auf Inaktivitätsgehalt geſetzten oder mit Penſion zur Dispofition 
3 ges 
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ftellten Offiziere hinsichtlich ihrer Gehalts- und ſonſtigen dienſtlichen 


8 

euge; 

3) die Geiftlichen und Elementarlehrer hinſichtlich ihrer Beſoldungen und 
Emolumente, einſchließlich der Ruhegehälter, ingleichen die unteren Kirchen⸗ 
diener, wo und ſoweit den letzteren eine derartige Befreiung feither rechts⸗ 
gültig zugeſtanden bat; 

4) die verabſchiedeten Beamten und nicht zu der Kate orie unter Nr. 2. 
gehörigen Militairperſonen hinſichts ihrer aus Staatsfonds oder ſonſtigen 
öffentlichen Kaſſen zahlbaren Penſionen und laufenden Unterſtützungs⸗ 
bezüge, ebenſo die Beamten hinſichts ihrer Wartegelder, ſofern der jähr⸗ 
liche Betrag ſolcher Bezüge für Einen Empfänger die Summe von 
250 Rthlr. nicht erreicht; 

5) die hinterbliebenen Wittwen und Waiſen der unter 1 — 4. genannten 
Perſonen hinſichts ihrer aus Staatsfonds oder aus einer öffentlichen 
Verſorgungskaſſe zahlbaren Penſionen und laufenden Unterftügungen; 


6) die Sterbe- und Gnadenmonate / 
7) alle diejenigen Dienft- Emolumente, welche blos als Erſatz baarer Auslagen 
zu betrachten ſind. 


§. 2. 


Zu den Beamten im Sinne dieſer Verordnung gehören alle, in unmittel⸗ 
baren Dienſten des Staats oder der demſelben e Obrigkeiten, 
Kollegien, kommunalen und ſtändiſchen Korporationen ſtehende, mit feſter Befol- 
dung angeftellte, beziehentlich in Ruheſtand getretene öffentliche Beamte, einſchließlich 
der Militair⸗ und Hofbeamten; dagegen nicht diejenigen, welche nur als außer⸗ 
ordentliche Gehülfen vorübergehend im öffentlichen Dienſt beſchäftigt werden. 


$. 3. 


Die Beamten ($. 2.) können von ihrem Dienſteinkommen einſchließlich 
der Warte- und Ruhegehälter, ebenſo die Militairperſonen von ihren E Me 
wenn nicht ein Fall der gänzlichen Befreiung nach $. 1. vorliegt — zu direkten 
Kommunalauflagen (§. 1.) nur inſoweit herangezogen werden, als dieſe von 
allen Pflichtigen nach dem Maaßſtabe des perſönlichen Einkommens erhoben werden. 


§. 4. 


Das Dienſteinkommen wird in folden Fällen nur halb fo hoch, als an- 
deres gleich hohes perſönliches Einkommen der Steuerpfichigen Ve 
82 · Wenn 
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Wenn die Veranlagung nicht unmittelbar den Einkommensbetrag zur 
Grundlage hat, fo ijt, unter Genehmigung der Aufſichtsbehörde des beſteuernden 
kommunalen Verbandes, das Einſchätzungsverfahren dergeſtalt beſonders zu regeln, 
daß der vorſtehende Grundſatz analog zur Anwendung kommt. 


Das Dienſteinkommen von zufälligen Emolumenten wird gleich dem feſten 
Gehalte beſteuert zu dieſem Behufe wird nöthigenfalls der Betrag derſelben in 
runder Summe durch die vorgeſetzte Dienſtbehörde feſtgeſtellt. 


§. 5. 


An kommunalen Auflagen aller Art ($. 1.) dürfen äußerſten Falls, im 
Geſammtbetrage, bei Beſoldungen (F. 3.) unter 250 Thaler nicht mehr als Ein 
Prozent, bei Beſoldungen von 250 bis 500 Thaler ausſchließlich nicht mehr 
als anderthalb Prozent, und bei höheren Beſoldungen nicht mehr als zwei 
Prozent des geſammten Dienſteinkommens jährlich gefordert werden. 


Die hiernach etwa nöthige Ermäßigung der nach $. 4. berechneten Steuer⸗ 
beträge trifft, im Fall der Konkurrenz mehrerer kommunaler Verbände, die zu⸗ 
letzt zur Hebung geſtellte Forderung, mehrere noch nicht entrichtete Forderungen 
aber nach Verhältniß ihrer Höhe. 


F. 6. 


Auf Staatsſteuern und Staatslaſten, welche gemeindeweiſe abgetragen 
werden, finden die Beſtimmungen dieſer Verordnung keine Anwendung. 


§. 7. 


Die gemäß SS. 3 — 5. den Staatsdienern obliegende Beitragspflicht zu den 
Kommunalabgaben erſtreckt ſich auf alle diejenigen Beträge der letzteren, welche 


innerhalb der Zeit, da der Pflichtige dem betreffenden fommunalen Verbande an⸗ 


gehört, auf ihn vertheilt und auch fällig werden, nicht aber auf ſpäter fällige. 


§. 8. 

Jeder Beate iſt bezüglich der Kommunalbeſteuerung feines Dienſteinkom⸗ 

mens als Einwohner desjenigen Gemeindebezirks zu betrachten, in welchem die 
Behörde, der er angehört, ihren Sitz hat. 


$. 9. 


A 
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§. 9. 


Von ihrem etwanigen befonderen Vermögen haben auch die nach 9. 35 
begünſtigten Staatsdiener, ebenſo die Offiziere der unter $. 1. Nr. 2. bezeichneten 
Kategorie, die Geiſtlichen und Elementarlehrer, ihre Beiträge zu den Kommunal: 
laften gleich anderen Angehörigen der betreffenden Verbände zu entrichten. 


§. 10. 


Durch die nach den vorſtehenden Beſtimmungen zu bemeſſenden Geld- 
beiträge find die Pflichtigen zugleich von perſönlichen Kommunaldienſten frei. 
Sind ſie jedoch Beſitzer von Grundſtücken, oder betreiben fie ein ſtehendes Ge- 
werbe, fo müſſen fie die mit dieſem Grundbefiß oder Gewerbe verbundenen per- 
ſönlichen Dienſte entweder ſelbſt oder durch Stellvertreter leiſten. 

Geiſtliche und Elementarlehrer bleiben von allen perſönlichen Gemeinde— 
dienſten, ſoweit dieſelben nicht auf ihnen gehörigen Grundſtücken laſten, befreit, 
untere Kirchendiener inſoweit, als ihnen dieſe Befreiung ſeither rechtsgültig 


zuſtand. 
§. 11. 


Zu den indirekten Gemeinde- Abgaben müſſen auch die nach $$. 1—5. be⸗ 
en Perſonen gleich anderen Gemeinde-Einwohnern beitragen. Sie ſind nicht 


ginftigt Be 
befugt, was fie hierauf entrichten, bei ihren direkten Kommunalbeiträgen in An- 


rechnung zu bringen. 
Die Militair-Speife- Einrichtungen und ähnliche Anſtalten bleiben indeffer 
von Verbrauchsſteuern in dem, in den altpreußiſchen Landestheilen beſtehenden 


Umfange befreit. 
$. 12. 


Alle entgegenſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen werden aufgehoben. 


Wo jedoch weitergehende Immunitäten für Beamte, Militairs, Geiſtliche 
oder Lehrer nach ſtatutariſchem Recht oder beſonderen Privilegien beſtehen, foll 
in denſelben hierdurch nichts geändert werden. 


] $. 13. 
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 30. September d. J., unter An 


wen⸗ 
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wendung auf alle von dieſem Tage an zur Ausſchreibung gelangenden direkten 
Kommunalauflagen, in Kraft. 


Der Miniſter des Innern wird mit Ausführung derſelben beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Baden-Baden, den 23. September 1867. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 213.) 
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(Nr. 213.) Seine Majeftät der König von Preußen haben im Namen 
des Norddeutſchen Bundes 
den Preußiſchen Vizekonſul Rudolph Elvers zu San Juan (Portoriko) 


zum Konſul des Norddeutſchen Bundes zu ernennen geruht. 


(Nr. 214.) Seine Majeſtät der König von Preußen haben im Namen 
des Norddeutſchen Bundes die bisherigen Preußiſchen Vizekonſuln 


Man. Ant. Garcia zu Ferrol, und 
Juan E. O. Connor zu Benicarlo 


zu Vizekonſuln des Norddeutſchen Bundes zu ernennen gerubt. 


(Fr. 215.) Seine Majeſtät der König von Preußen haben im Namen 
des Norddeutſchen Bundes 
den Verweſer des Preußiſchen Konſulats Wilhelm Alexander Brahe 
in Melbourne 
zum Konſul des Norddeutſchen Bundes daſelbſt zu ernennen geruht. 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober + Hofbuchbruderei 
(R. v. Decker). 
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